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Demokratie nach dem Ende des Kommunismus - hinter diesem
Titel meines Vortrages verbergen sich zwei Fragen: 1. Wird am
Ende des welthistorischen Umbruchs, der etwa 1985 mit Glas-
nost und Perestroika in der Sowjetunion begann, der 1989 in die
Revolutionen in Mittel-Ost- und Südosteuropa mündete und 1991
zum Ende der einstmaligen „Vorhut der Weltrevolution“, der So-
wjetunion führte, die Demokratie stehen? 2. Wie stellt sich die
Zukunft der etablierten Demokratien des Westens nach dem Um-
bruch in den kommunistischen Ländern dar?
Beide Dimensionen sollen im folgenden angesprochen werden.
Stellt man gegenwärtig die Frage nach der Zukunft der Demo-
kratie, so ist das Bild widersprüchlich. Einerseits sind einige hoff-
nungsvolle Zeichen erkennbar, daß die Demokratie eine neue
Chance hat. In Lateinamerika, in Brasilien, Argentinien, Para-
guay, Uruguay und Chile wurden blutige Diktaturen überwunden,
in Nicaragua ein zwischen marxistisch-leninistischen und natio-
nalistisch-sozialistischen Ideen changierendes Regime durch
demokratische Wahlen abgelöst und ein Bürgerkrieg, der nicht
unwesentlich von außen geschürt wurde, beendet.
Auf dem afrikanischen Kontinent hat mit dem Ende des Ost-
West-Konflikts die Zeit der „Stellvertreterbürgerkriege“ geendet
oder hat, wie in Mocambique und Angola, doch große Chancen
zu einem Ende zu kommen. Namibia hat einen bemerkenswert
erfolgreichen Transitionsprozeß durchgemacht. Selbst das Boll-
werk des Antikommunismus und Rassismus, Südafrika hat eine
realistische Chance für eine demokratische Zukunft.
In Asien hat Südkorea einen demokratischen Regimewechsel hin-
ter sich. In vielen, von Diktaturen regierten Ländern regen sich
oppositionelle demokratische Kräfte.
Und schließlich: Der Kommunismus sowjetischer Prägung, ein
dreiviertel Jahrhundert lang, der Gegenpol zu liberal-demokrati-
schen und marktwirtschaftlichen Systemen, brach binnen Kur-
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zem zusammen und hinterließ Staaten, die nahezu uni sono eine
demokratische Entwicklung anstreben oder anzustreben vorge-
ben. 
Andererseits bleibt festzuhalten, daß nur eine Minderheit der
Staaten der Welt demokratisch regiert wird, daß die Mehrheit der
Mitglieder der Vereinten Nationen die UN-Charta und die allge-
meinen Menschenrechte nicht beachten und daß dies auch in
überschaubarer Zukunft nicht zu erwarten ist.
In der Euphorie des Jahres 1989 schien es für kurze Zeit, als wäre
die liberale Demokratie als „Sieger“ aus der Systemauseinander-
setzung hervorgegangen. Es verwundert nicht, daß angesichts
dieser Entwicklung große Hoffnungen in eine demokratische und
damit friedlichere Zukunft gesetzt wurden.
Shlomo Avineri hat von einer „fast messianischen Hoffnung“ ge-
sprochen - nicht nur in den Gesellschaften, die den Kommunis-
mus überwunden hatten, sondern auch im Westen.1

Während der atemberaubenden Ereignisse Ende 1989/Anfang
1990 bezweifelten nur wenige, daß der schnelle Übergang zur
Marktwirtschaft nötig und möglich und die Demokratie das
gleichsam natürliche Korrelat zur Marktwirtschaft sei. 
Insofern war die Überzeugung der neuen Eliten in den post-kom-
munistischen Ländern, die möglichst schnelle Einführung der
Marktwirtschaft werde auch die Grundlagen für eine demokrati-
sche politische Ordnung schaffen, verständlich. Sie reflektierte
die weithin geteilte Grundüberzeugung, daß Kapitalismus und
Demokratie Hand in Hand gehen, daß die Demokratie die cha-
rakteristische politische Form des Kapitalismus sei. (Daß hierin
ironischerweise eine Parallele zu Grundüberzeugungen Lenins,
wenngleich mit anderer Betonung festzustellen ist, sei en passant
angemerkt.)2 Inzwischen ist Ernüchterung eingekehrt. 
Der Zerfall des Kommunismus hat nicht nur alle seit mehr als ei-
nem halben Jahrhundert bestehenden Konfrontationen beendet,
er hat auch den sicheren Rahmen, in dem sich politisches Den-
ken bewegte, zerstört. 
Die alte Unterscheidung Freiheit gegen Totalitarismus, Demo-
kratie gegen Diktatur, West gegen Ost ist hinfällig. Hinfällig ist -
zumindest gegenwärtig - auch die Angst vor der atomaren
Apokalypse - dafür finden die regional begrenzten Ungeheuer-
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lichkeiten direkt vor unserer Tür, in Europa, und nicht mehr nur
„weit hinten“ in der sogenannten Dritten Welt statt. 
Nach dem Ende der Sowjetunion hat nicht nur der ideologische
und politisch-militärische Gegner, sondern auch eine Ordnungs-
macht die Bühne verlassen. Man muß nicht so weit gehen, wie
Alain Minc, der 1990 in einem Buch über „Die Wiedergeburt des
Nationalismus in Europa“3 bemerkte, Westeuropa habe seit 1945
in der Überzeugung gelebt , im Osten herrsche Ordnung, ja die
Ordnung könne sogar aus dem Osten kommen. Die Ordnung von
Jalta, deren konstitutiver Teil die Sowjetunion war, führte zu ei-
ner Situation, die Alain Minc folgendermaßen beschreibt:
„Solange die Ordnung herrschte, lebten wir mit der Bedrohung
ohne Risiken. Mit dem völlig ungeordneten Zustand triumphie-
ren die Risiken ohne eine große Bedrohung. Auf der Ebene des
,Krisenmanagements‘ ist das zweite Szenarium ungleich gefähr-
licher als das erste.“4

Die Spätfolgen des Jahres 1989 bedeuten zum einen das Ende der
Blöcke mit ihren höchst fragilen Sicherheitsstrukturen und ge-
genseitigen Abhängigkeiten. Zum anderen bedeuten sie aber auch
das Ende von Demokratievorstellungen, die ihre Legitimation im
wesentlichen aus der Abgrenzung gegenüber dem Kommunismus
bezogen. Dies trifft insbesondere für Deutschland zu. Hier war -
trotz aller Versuche, die Blockkonfrontation zu mildern - das
Selbstverständnis der beiden deutschen Teilstaaten und Teilge-
sellschaften in besonderer Weise von der Notwendigkeit der Ab-
grenzung bestimmt.
Diese Bemerkungen sollten meine Grundthese vorbereiten, daß
es nach dem Ende des Kommunismus in Europa erstens um den
Aufbau von Demokratien in den post-kommunistischen Ländern
geht, und daß zweitens die Demokratien des Westens vor der Not-
wendigkeit stehen, sich ihrer eigenen Grundlagen neu zu verge-
wissern. 

1. Regimewechsel und Systemtransformation

Der Kollaps des Kommunismus bedeutet mehr als den Zusam-
menbruch einer politischen Ordnung. In mehr als vierzig Jahren
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hatten die sozialistischen Systeme auch eine eigene ökonomische
und soziale Ordnung errichtet und konsolidiert, neue kulturelle
Muster verordnet und implementiert und neue soziale Strukturen
und Verhaltensweisen geschaffen. Das totale Monopol des Staa-
tes, bzw. der Staatspartei auf die Gestaltung aller Sphären der Ge-
sellschaft unterschied den Kommunismus von anderen, nicht we-
niger strengen Diktaturen auch dann noch, als mit dem Ende des
„Hochstalinismus“ eine gewisse Öffnung des politischen Sy-
stems einsetzte.5

Anders  als  in  zeitlich  begrenzten,  wenngleich  folgenreichen
Diktaturen wie dem Nationalsozialismus, dem italienischen
Faschismus oder den autoritären Regimen in Südeuropa oder
Lateinamerika, war der sowjetische Sozialismus in der Lage, über
mehrere Jahrzehnte und mehrere Generationen hinweg seine
ideologischen Zielvorstellungen in die Praxis umzusetzen. Dies
geschah nie ohne Zwang, aber auch mit Duldung, auch mit Un-
terstützung aus der Bevölkerung - auch vieler derer, die 1989 auf-
begehrten.
Um so mehr stellt sich die Frage nach den tieferliegenden Ursa-
chen für den Systemkollaps. Lassen Sie mich das Problem mit ei-
nem Zitat von Octavio Paz einkreisen:
„Die moderne Demokratie“, schreibt er 1992, „wird von keinem
äußeren Feind, sondern von den ihr innewohnenden Schwächen
bedroht. Sie hat den Kommunismus besiegt, aber sich selbst hat
sie nicht überwinden können. Ihre Schwächen sind das Ergebnis
des Widerspruchs, der ihr seit ihrem Entstehen anhaftet: des Ge-
gensatzes zwischen Freiheit und Brüderlichkeit.“6

Octavio Paz formuliert hier einen Grundkonflikt freiheitlicher
Demokratien. Seine Aussage läßt sich aber auch umkehren: Der
Kommunismus ist nicht von einem äußeren Feind besiegt worden,
sondern an seinen inneren Widersprüchen zugrunde gegangen.
Anspruch und Wirklichkeit klafften immer weiter auseinander.
Der Geburtsfehler der kommunistischen Systeme war die Ab-
sicht, soziale Gleichheitsrechte zu schaffen, ohne individuelle
Freiheitsrechte zu verwirklichen. Die politische Freiheit wurde
geopfert, aber Gleichheit wurde nicht erreicht. Vielmehr wurden
neue Formen der Ungleichheit produziert, vor allem in der Sphä-
re der Macht. 
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Die  Revolutionen  des Jahres 1989 waren darauf gerichtet, den
mit dem Gleichheitspostulat einherkommenden „Wohlfahrtsdes-
potismus“ (Alexis de Tocqueville) zu beseitigen und politische
Freiheit zu erlangen. Der Freiheit wurde - wenngleich nur für kur-
ze Zeit - der absolute Vorrang vor allen Einzelinteressen einge-
räumt. 
Dieser Vorrang der Freiheit ist allerdings sehr schnell, nicht nur
in der ehemaligen DDR, der westlichen Konsumvariante des
Gleichheitspostulats, Gleichheit durch Wohlstand, geopfert wor-
den. Daß dabei ausgerechnet auf das Modell einer ungeregelten
und durch gesetzliche Schranken nicht eingehegten Marktwirt-
schaft zurückgegriffen wurde, ist eine Ironie der Geschichte. 
In der Praxis bedeutete diese Entscheidung massive soziale Ver-
werfungen und größere soziale Ungleichheit in Kauf zu nehmen,
deren Ausmaß die Gleichheit politischer Teilnahmechancen
ernsthaft gefährdet. 
Da die normativen Grundlagen auf die sich die alte Gesellschaft
berief, zerstört und moralisch diskreditiert sind, fällt es schwer,
die entstandene Lücke auszufüllen. Das neue, schnell adaptierte
Freiheitsideal entbehrt weitgehend der Dimension (sozialer) Ge-
rechtigkeit. Auf die normative Grundfrage jeder demokratischen
Gesellschaft: Freiheit in Verantwortung, gibt es keine erkennba-
ren Antworten.
Dieses Defizit wiegt um so schwerer, als der Zusammenbruch und
Sturz der kommunistischen Systeme einen Großteil der Men-
schen in einer normativen und politisch-kulturellen Trümmer-
landschaft zurückgelassen hat. Dies schafft keine günstige Vor-
aussetzung für eine positive Identifikation mit demokratischen
Ideen.
Ihre sozialen Erfahrungen haben die Menschen in einer Welt
gesammelt, die symbolisch von der Verschmelzung von Ge-
sellschaft und politischer Macht, de facto aber von der Monopo-
lisierung des Politischen und der Instrumentalisierung jeglicher
wirtschaftlicher, sozialer oder kultureller Aktivität durch die mar-
xistisch-leninistische Partei gekennzeichnet war. 
Die sozialen Beziehungen waren, wo sie über den Bereich des
Privaten hinausreichten, mit dem umfassenden Gestaltungsan-
spruch der kommunistischen Partei konfrontiert. Jede Form eines
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Eigenlebens der Gesellschaft, gar der Anspruch auf autonome In-
teressenvertretung, waren ihr suspekt. Daher stehen heute - von
den Resten der kleinen Bürgerrechtsgruppen abgesehen - keine
sozialen Gruppierungen zur Verfügung, die über organisatorische
Erfahrungen verfügten, welche für die Artikulation und Aggre-
gation sozialer und politischer Interessen während der Transi-
tionsperiode zu nutzen wären.
Die Atomisierung der Gesellschaft außerhalb der politisch struk-
turierten Sozialbeziehungen hinterließ eine amorphe Masse von
Individuen, deren Demokratiefähigkeit - wenn überhaupt - nur
über einen mühsamen und langwierigen Restrukturierungsprozeß
sozialer Interessen und normativer Überzeugungen möglich ist.
Dies stellt die Frage nach den Chancen eines Transfers von Loya-
litäten zu einem demokratischen System. Die Chancen stehen
nicht schlecht, wenn man im Anschluß an Robert A. Dahl ver-
mutet, daß den konkurrierenden politischen Kräften daran gele-
gen sein muß, ein Mindestmaß an gegenseitiger Sicherheit zu
schaffen, die es ihnen ermöglicht, einander zu tolerieren.7 Dazu
bedarf es allerdings objektiver Bedingungen und bestimmter
rechtlicher und institutioneller Voraussetzungen. 
Selbst wenn diese gegeben sind, können das Ausmaß sozialer
Ungleichheit, subkulturelle Cleavages oder bestimmte nationale
Eigenschaften dazu beitragen, daß auftretende Konflikte nicht mit
demokratischen Mitteln zu bearbeiten sind. Da die Demokrati-
sierung neue Konflikte hervorbringen wird und in erster Instanz
nicht mehr zu bieten hat als die Regulierung und Institutionali-
sierung ungewisser Ergebnisse und Entscheidungen, hängt viel
von den ökonomischen und sozialen Rahmenbedingungen ab, un-
ter denen sie stattfindet.8

2. Demokratisierung und Re-Demokratisierung

In solch unsicheren Konstellationen könnten demokratische Er-
fahrungen und Traditionen aus der Zeit vor der Diktatur nutzen,
lägen sie nicht zu lange zurück. Gleichwohl ist zu fragen, ob es
historische Traditionsbestände und Erfahrungen gibt, an die an-
geknüpft werden kann.
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Die gegenwärtigen Demokratisierungsprozesse haben eine Reihe
von historischen Vorläufern. Eine Staatsbürgernation, die sich
über die Sicherung bürgerlicher Freiheitsrechte und Verfahren der
demokratischen Legitimation von Herrschaft definiert, hat aller-
dings in keinem der post-kommunistischen Länder eine solide
Tradition - auch nicht im Osten Deutschlands. 
Insoweit ist der Begriff „Re-Demokratisierung“ problematisch,
es geht primär um Demokratisierung. Dies gilt es zu bedenken,
wenn von der „Wiedergeburt“ einer Bürgergesellschaft oder von
civil society gesprochen wird. In den meisten Fällen handelt es
sich um die Chance, sie erstmals zu verwirklichen. 
Eine Bürgergesellschaft ist zudem nur eine von mehreren Mög-
lichkeiten. Die bisherigen Erfahrungen der post-kommunisti-
schen Länder zeigen, daß eine Vielfalt traditioneller politisch-
kultureller Elemente nach dem Kollaps des Systems wieder ans
Tageslicht kommen: nationale, regionale und/oder ethnische,
religiöse und konfessionelle Identitäten, alte, vom Kommunis-
mus verschüttete kulturelle Prägungen, nationale Rivalitäten, die
Folgen diskriminierender Friedensschlüsse usw.
Bei der Suche nach Literatur zu historischen Vorbildern stößt man
u. a. auf eine bei ihrem Erscheinen 1986 wenig beachtete und in-
zwischen berühmt gewordene vergleichende Studie über „Tran-
sitions from Authoritarian Rule“. Dort hat Alfred Stepan in einem
Beitrag verschiedene historische Wege zur Demokratisierung und
Redemokratisierung herausgearbeitet, die sich drei Grundtypen
zuordnen lassen:
1. Demokratisierung als Ergebnis von Kriegen und Eroberung;
2. Demokratisierung aus dem System heraus, d. h. angestoßen
und vorangetrieben von reformbereiten Elitegruppen;
3. Demokratisierung aus der Gesellschaft heraus.9

Hierbei handelt es sich um Idealtypisierungen, die nur in einigen
wenigen Fällen eine hohe Kongruenz mit empirischen Um-
brüchen und Demokratisierungsprozessen aufweisen. Für die
mittel-osteuropäischen Länder ist dieses Modell insoweit von
Nutzen, als dort, in unterschiedlicher Intensität, alle drei Fakto-
ren eine Rolle spielen.
Das erste Modell der Demokratisierung im Ergebnis von Kriegen
und Eroberung bietet eine Parallele zum Ende des Kalten Krie-
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ges an. Ronald Steel argumentiert in einem Beitrag mit dem Titel
„The End and the Beginning“ daß der Kalte Krieg zwar nicht den
Untergang der Sowjetunion zum Ziel hatte, daß das Ende eines
Imperiums aber normalerweise das Ergebnis einer katastropha-
len Niederlage in einem Krieg sei. 
Insofern ist der Ausgang des Kalten Krieges, der historisch ein-
malige, zumindest in der ersten Phase friedliche Zusammenbruch
eines Imperiums durchaus mit dem Ende eines „klassischen“
Krieges zwischen Großmächten vergleichbar: einer der beiden
hegemonialen Protagonisten existiert nicht mehr.10

Akzeptiert man diese Parallele, dann hält die historische Erfah-
rung nach 1945 drei verschiedene Formen der Demokratisierung
und Re-Demokratisierung bereit: In den kleinen, von Deutsch-
land überfallenen und besetzten Ländern Niederlande, Belgien,
Norwegen und Dänemark wurden einstmals funktionierende De-
mokratien von innen wieder hergestellt, nachdem die Besatzung
zu Ende war. 
Demokratisierung unter Beobachtung und Anleitung von außen
ist das Modell, nach dem in den Westzonen nach 1945 und der
Bundesrepublik Deutschland nach 1949 verfahren wurde. Stepan
ordnet auch - mit Abstrichen - Japan diesem Modell zu. Öster-
reich, das ein Konkordanzmodell entwickelte, und Italien gehören
partiell hierzu.
Den Erfolg des Demokratisierungsprozesses erklärt Stepan
damit, daß die Grundlinien des Demokratiemodells eine große
Konsistenz mit den sozialen und ökonomischen Mustern der Be-
satzungsmächte aufwiesen und der Prozeß von signifikanten so-
zialen und ökonomischen Reformen begleitet war.11

Hinzu kommt, daß heute in den post-kommunistischen Ländern
die entscheidenden Elemente fehlen, die die Erfolgsgeschichte
der Demokratien nach der Niederlage des Faschismus/National-
sozialismus ausmachten: Die Möglichkeit und der Wille der „Sie-
ger“, sich massiv politisch, ökonomisch und militärisch in diesen
Ländern zu engagieren und die neuentstehenden Demokratien zu
garantieren. Dazu ist die Interessenlage zu diffus, es fehlt der ein-
deutig erkennbare Gegner. Die Situation ist durch Unübersicht-
lichkeit und sich überlagernde Interessen- und Konfliktkonstella-
tionen gekennzeichnet, sowohl auf dem Felde der Innenpolitik als
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auch in der außen- und sicherheitspolitischen Arena. Hinzu
kommt, daß sich die liberalen Demokratien selbst in keiner guten
Verfassung befinden. Die Krisensymptome sind unübersehbar.
Der entscheidende Unterschied zu den Jahren nach 1945 scheint
mir zu sein, daß sich das demokratische Institutionensystem in
den westlichen Ländern in einer Umstellungskrise befindet, also
nicht erneut als selbstverständliches und unhinterfragtes Modell
taugt, das nur übernommen werden muß.

3. Institutionenbildung und Allokationsprobleme

Diese Feststellung macht die 1989/1990 häufig geäußerte Ein-
schätzung, daß es nur eine kurze Zeit brauche, um die nötigen
institutionellen Strukturen und eine gefestigte bürgerliche Ge-
sellschaft in Mittel-Osteuropa zu errichten, fraglich. Eine solche
Erwartung erscheint aus heutiger Sicht übertrieben optimistisch.
Die mentale und kulturelle Verankerung von Demokratie ist eine
Sache von  Generationen.
Die ersten Erfahrungen in den post-kommunistischen Ländern
zeigen insoweit eine Gemeinsamkeit, als die Herstellung be-
stimmter Grundbedingungen, die das Funktionieren eines demo-
kratischen Institutionensystems überhaupt erst ermöglichen, sich
schwieriger gestaltet als erwartet. 
Weder gibt es allgemein akzeptierte Vorstellungen über die
wünschbare Struktur des Institutionensystems, noch über die Rol-
le, Kompetenzen und Befugnisse einzelner Institutionen.
Die Normenstruktur von Institutionen ist nicht durch Sozialisa-
tion internalisiert und produziert daher auch keine Regeln, die
Handlungsgewohnheiten habitualisieren, stabilisieren und ver-
einheitlichen. Die Etablierung demokratischer Institutionen
eröffnet zwar Möglichkeiten gemeinsamen Handelns, setzt aber
voraus, daß den Institutionen ein Mindestmaß an Kompetenz zu-
getraut und ihnen ein gewisses Maß an Vertrauen entgegenge-
bracht wird.
Beides ist, wenn überhaupt, nur sehr beschränkt der Fall. Distanz
und Mißtrauen gegenüber Institutionen beruhen auf den Erfah-
rungen mit dem alten System, auf problematischen und z. T.
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anarchischen Institutionalisierungsprozessen in der Zeit des
Systemumbruchs und auf der Unkenntnis der rechtlichen und
politischen Rahmenbedingungen des Handelns demokratischer
Institutionen. 
Zu dieser allgemeinen Distanz kommt in Ostdeutschland ein spe-
zifisches Element: Die Institutionen werden als „von außen“ auf-
gezwungen erlebt oder interpretiert.
Der Umbau bzw. die Neugründung von Institutionen ist einer der
wesentlichen Aspekte von Systemwechseln. Nach dem Ende von
Diktaturen ist die bewußte Gestaltung institutioneller Zusam-
menhänge, die in der Lage sind, Konfliktaustragung zu „verre-
geln“ eine der zentralen Aufgaben, von deren erfolgreicher
Bewältigung die Zukunft der Demokratie abhängt. Verregelung
der Konfliktaustragung bedeutet sowohl Differenzierung des In-
stitutionensystems als auch Entdifferenzierung und institutionel-
le Fusion. Dies schafft Allokationsprobleme.
Im Anschluß an M. Rainer Lepsius12 kann zwischen Kompetenz-
allokation, Ressourcenallokation, Legitimitätsallokation und
Kontrollallokation unterschieden werden. Kompetenzallokation
meint die Bestimmung und Verteilung von Entscheidungsrech-
ten. Aus der Antwort auf die Frage, wer befugt ist zu entschei-
den, ergeben sich die Handlungsspielräume einer Organisation,
der Grad ihrer Autonomie und zugleich die Erwartungen, die an
sie gerichtet werden. Die Kompetenzen der alten Institutionen
waren total, die der neuen sind meist undeutlich ausgebildet. Ähn-
liches gilt für die Verteilung von Ressourcen.
Noch völlig offen ist die Frage nach der Rechtfertigung der neuen
sozialen und politischen Ordnung. Da die gesamte Gesellschaft
von neuen Herrschafts- und Abhängigkeitsverhältnissen durch-
zogen ist, bedarf es nicht nur legaler Verfahren, sondern nach all-
gemeiner Auffassung auch  der Legitimitätsgeltung, um Akzep-
tanz zu erreichen.
Die Kontrollallokation schließlich regelt die Bestimmung und
Verteilung der Anwendung von Sanktionen. Über Sanktions-
möglichkeiten verfügen nicht nur staatliche Institutionen, wie
Polizei oder Gerichte, sondern auch Verbände, wie die Gewerk-
schaften (Streikrecht) oder Arbeitgeberverbände (Aussperrung).
Kontrollfunktionen können z. B. von politischen Gruppierungen
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mit gesetzlich geregelten Beteiligungsformen oder durch die
Mobilisierung der Institutionen öffentlicher Meinungsbildung
wahrgenommen werden. 
Differenzierte Sanktions- und Kontrollmöglichkeiten, ihre sym-
metrische oder asymmetrische Verteilung bestimmen wesentlich
die inter-institutionellen Verflechtungen und bilden in liberalen
Demokratien eine der Grundlagen für die korporative Verflech-
tung (Dahrendorf benutzt den Begriff „korporatives Knäuel“)13

und für die Durchsetzungsfähigkeit von Institutionen im Herr-
schaftsgefüge einer Gesellschaft. Hier scheint das größte Defizit
des sich herausbildenden neuen Institutionensystems zu liegen.
Dies ist der Bereich, wo auf keinerlei Traditionslinien aus dem
alten System und auf keine sozialen Erfahrungen zurückgegrif-
fen werden kann.
Erschwerend kommt hinzu, daß die Transitionsgesellschaften vor
dem Dilemma stehen, den Demokratisierungsprozeß in einer Zeit
der tiefen ökonomischen Krise bewerkstelligen zu müssen, deren
Ende nicht absehbar ist. Der ökonomische und politische Um-
bauprozeß ist mit erheblichen sozialen Kosten belastet. 
Die entscheidende Frage ist, ob die Gesellschaften auf längere
Zeit bereit sind, die Kosten des Transformationsprozesses zu tra-
gen und ob die neu installierten demokratischen Regime die
Fähigkeit haben werden, die daraus erwachsenden sozialen und
politischen Konflikte mit demokratischen Mitteln zu bewältigen.
Die „worst case“ Antwort lautet, daß diejenigen, die von den so-
zialen Folgewirkungen der Transition am meisten betroffen sind,
die neu installierten demokratischen Regeln nutzen könnten, die
ökonomische Transformation zu blockieren und/oder die demo-
kratische Herrschaft zu unterminieren.14 (Argumente hierfür bie-
ten u. a. die Entwicklungen in Rußland, Litauen und Bulgarien.)
Die schlechte Lage der Wirtschaft könnte diesen politischen Kräf-
ten - z. T. handelt es sich um Zweckbündnisse zwischen ehe-
maligen Kommunisten und Nationalpopulisten - die Argumente
liefern.
Von daher ist bemerkenswert, was die Meinungsumfragen über
die Einschätzung der wirtschaftlichen und politischen Situation
sagen. Obwohl die gegenwärtige Situation negativ und die Funk-
tionsfähigkeit der sozialistischen Wirtschaft in der Retrospektive
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häufig positiv beurteilt wird, ist die Erwartung in die positive Ent-
wicklung der Volkswirtschaft in den nächsten Jahren unangebro-
chen. Der Grad des Optimismus korreliert unmittelbar mit der Be-
urteilung der früheren und gegenwärtigen wirtschaftlichen Situa-
tion. Wird die Leistungsfähigkeit der Planwirtschaft positiv be-
urteilt, fällt die Bewertung der gegenwärtigen und zukünftigen
ökonomischen Entwicklung pessimistisch aus - und umgekehrt.15

Bemerkenswert ist, daß die Zufriedenheit oder Unzufriedenheit
mit den neuen politischen Verhältnissen durchaus nicht mit der
ökonomischen Situation der jeweiligen Länder und ihren Ent-
wicklungsperspektiven korreliert. In den Ländern mit den besten
Zukunftschancen - (Ostdeutschland, Tschechien, Polen und Un-
garn) - sind nur die Tschechen mehrheitlich der Meinung, daß die
Entwicklung im großen und ganzen in die richtige Richtung geht.
Ausgerechnet die Albaner, aber auch die Bulgaren und Rumänen
sehen zuversichtlich in die Zukunft, sind allerdings, ebenso, wie
die übergroße Mehrheit der anderen Völker in Mittel-Osteuropa,
unzufrieden mit dem Fortgang der Demokratisierung.16

Ich möchte es bei diesen Bemerkungen über die Bedeutung, der
Relikte des alten Systems und die Chancen einer demokratischen
Entwicklung belassen, und mich im folgenden der Frage zuwen-
den, welche Auswirkungen die Ereignisse des Jahres 1989 und
die mühsamen Demokratisierungsprozesse in den post-kommu-
nistischen Ländern auf die westlichen Demokratien, insbesonde-
re die Bundesrepublik haben.

4. Der Systemwechsel und die westlichen Demokratien

Auch den westlichen Demokratien bereiten die Folgen von 1989
erhebliche Probleme. Ihnen ist eines der Grundaxiome ihres
politischen Denkens und Handelns abhanden gekommen: die Bi-
polarität zwischen Ost und West. Die Ost-West-Auseinanderset-
zung wurde als dauerhafte, wenngleich sich in ihren Erschei-
nungsformen ändernde Konstante akzeptiert. In einem Buch über
das Ende des Kalten Krieges argumentiert Ronald Steel, daß die
Vorteile, die diese Situation für beide Hauptkontrahenten bereit-
hielt, so manifest und die Kosten so berechenbar waren, daß es
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auf keiner Seite ein erkennbares Interesse gegeben habe, die
Situation zu ändern.17 Daraus folge, daß die USA eine grundsätz-
liche Neubewertung ihrer Politik vornehmen müßten. Gleiches
gilt für die Staaten der EG und Deutschland.
Neben der Notwendigkeit, die Interessenkalküle neu zu definie-
ren, fordert das Ende des Kommunimus auch zu einer Neube-
wertung der normativen Grundlagen der politischen Ordnung
heraus. Die revolutionären Umbrüche des Jahres 1989 haben das
Ende des Sozialismus sowjetischen Typs und der Weltmacht
Sowjetunion herbeigeführt. Damit wurde, um es mit Shlomo
Avineri zu formulieren, ein „Eckstein des westlichen demokrati-
schen Ethos“ beseitigt, nämlich „die einhellige Verdammung von
Regimen sowjetischen Typs. Ob der Sowjet-Kommunismus als
Reich des Bösen betrachtet oder ob er nach dem Bild des gefal-
lenen Engels interpretiert wurde: Er verdiente Ablehnung und
mußte bekämpft werden. Heute gibt es diese Sichtweisen nicht
mehr.“18

Dies bedeutet, so meine These, daß die westlichen Demokratien
von den Folgen des Endes des Kommunismus auch im Inneren,
nicht nur in der Außen- und Sicherheitspolitik, erheblich tangiert
sind.
Das Politikverständnis in den westlichen Demokratien, insbe-
sondere in der alten Bundesrepublik, war nach dem II. Weltkrieg
wesentlich von der Auseinandersetzung mit dem Kommunismus
geprägt. Dies erklärt aber noch nicht, warum die „verordnete De-
mokratie“19 (um den von Theo Pirker eher pejorativ gemeinten Be-
griff positiv zu wenden) von den Bürgern angenommen wurde.
Die Demokratie versprach eine stabile politische, ökonomische
und soziale Ordnung nach westlichem Muster und Schutz vor der
realen oder vermeintlichen Bedrohung durch den Kommunismus. 
Diese Einschätzung mindert nicht ihren Wert und ihre Erfolge,
benennt aber zwei strukturelle Schwachstellen: Was geschieht,
wenn diese beiden zentralen Legitimationsgrundlagen entfallen,
wenn die ökonomischen Krisenerscheinungen das Versprechen
sozialer Wohlfahrt gefährden und das integrierende Element der
Abwehr gegen totalitäre Anfechtungen entfällt? Genau dies ist
die politische Konstellation, in der sich die neue Bundesrepublik
zu bewähren hat.
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Was bedeutet dies für die Zukunft der Demokratie? Hier bietet
sich ein erneuter historischer Rückgriff an: Die modernen Mas-
sendemokratien erfuhren ihre erste Bewährungsprobe nach dem
I. Weltkrieg in einer Zeit, als der europäische Kontinent den Zer-
fall der alten Imperien verarbeiten mußte, und als Kommunismus
und Faschismus, später der Nationalsozialismus, mit allen Mit-
teln gegen die parlamentarischen Demokratien angingen, die oft
nur schwach im Wertehaushalt der Bürger verankert waren. 
Nach dem II. Weltkrieg wurde, ähnlich wie nach 1989, die Hoff-
nung auf eine neue Weltordnung sehr schnell zerstört. Die Aus-
einandersetzung der westlichen Demokratien, an ihrer Spitze die
USA, mit dem Kommunismus dauerte fast ein halbes Jahrhun-
dert. Innerhalb dieser Zeitspanne veränderte sich die Welt-
ordnung fundamental - vor allem durch die Entkolonialisierung.
Jedoch blieb die Konfrontation mit dem Kommunismus ein kon-
stitutives Element des Selbstverständnisses und des Selbstbe-
hauptungswillens liberaldemokratischer Systeme, auch dann noch,
als Détente und Entspannungspolitik das Klima verbesserten.
Der Antikommunismus bildete den Kitt, der insbesondere die
neuen Demokratien, die nach 1945 von außen implantiert worden
waren, in ihrer Anfangsphase zusammenhielt. (Daß er, wie in der
Mc Carthy-Ära in den USA zugleich auch eine ernsthafte Ge-
fährdung freiheitlicher Demokratien von innen darstellen konn-
te, sei hier zumindest erwähnt.) 
Dieses identitäts- und gemeinschaftsstiftende Element westlicher
Demokratien ist entfallen, und es wird offenbar, daß sie erhebli-
che Probleme haben, sich auf eine in jeder Hinsicht multipolare
Welt einzustellen. 
Was bedeutet dies für die Bundesrepublik Deutschland? Es be-
deutet vor allem, daß das normative Modell der wehrhaften De-
mokratie, das für die alte Bundesrepublik konstitutiv war, obso-
let erscheint - zumindest seine Begründungszusammenhänge.
Der Art. 20, Abs. 2 (alle Staatsgewalt geht vom Volke aus und
wird vom Volk in Wahlen und Abstimmungen und durch beson-
dere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der
Rechtssprechung ausgeübt), der Art. 20, Abs. 1, wonach die Bun-
desrepublik ein „demokratischer und sozialer Bundesstaat“ und
ist die „Ewigkeitsklausel“ des Art. 79, Abs. 3 verweisen zwar auf
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fundamentale Legitimationsgrundlagen der politischen und ge-
sellschaftlichen Ordnung, sagen jedoch nichts Konkretes über das
Demokratieverständnis des Grundgesetzgebers. Dies blieb dem
Bundesverfassungsgericht vorbehalten. In seiner Definition der
„freiheitlich demokratischen Grundordnung“ hat es das demo-
kratische Prinzip nicht positiv definiert, sondern in Abgrenzung
zur antidemokratischen Herausforderung durch die „Diktatur des
Proletariats“ in der DDR und neo-nationalsozialistischen Auf-
fassungen.

5. Am Ende der alten Bundesrepublik

Die Demokratie in Westdeutschland wurde in den letzten beiden
Jahrzehnten von einem, in seinen Folgen noch immer nicht ab-
sehbaren Wandel des politischen Systems erfaßt. Dieser Wandel
ist auf veränderte ökonomische und soziale Rahmenbedingungen
und auf Veränderungen in den Wertorientierungen politisch or-
ganisations- und handlungsfähiger sozialer Gruppen zurückzu-
führen. Neue soziale Bewegungen und ein neuer Typ von Partei-
en beeinflußten das politische Geschehen und die Entwicklung
des politischen Institutionensystems. 
Die sozio-politischen Systeme des Westens waren durch wirt-
schaftliche Dynamik, schnell voranschreitende sozialstrukturelle
Differenzierungsprozesse, Mobilität und wachsende Fragmentie-
rung, die Auszehrung tradierter politisch-kultureller Milieus und
deren Entkopplung (dealignment) von festen Parteibindungen ge-
kennzeichnet. Tradierte Cleavagestrukturen wurden von einer
Vielzahl von Interessengegensätzen abgelöst.
„Lebensweise“ und das Aufkommen neuer, normativ stark auf-
geladener, sozialer und politischer Bewegungen hat in den letz-
ten beiden Jahrzehnten zentrale Regeln demokratischer Systeme
und die Rechtfertigungsfähigkeit der politischen Ordnung in Fra-
ge gestellt oder doch zumindest modifiziert. Legitimität geriet im-
mer mehr in direkte Abhängigkeit von der subjektiven Wahrneh-
mung und Beurteilung der eigenen Lebenschancen und
Lebensbedürfnisse. Daraus entstanden in Zeiten einer politisch-
kulturellen Orientierungskrise Legitimitätszweifel, die mögli-
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cherweise tiefer gehen als die Folgen ökonomischer und sozialer
Krisenfaktoren.21

Ganz anders in den post-kommunistischen Ländern einschließ-
lich Ostdeutschlands. Dort reproduziert sich die alte Spaltung von
nivellierter Sozialstruktur und hierarchischer Machtstruktur auf
einer neuen Ebene. Die Gewinner des Systemwechsels waren in
der Lage, die Chancen der Marktwirtschaft und der neuen insti-
tutionellen Strukturen zu nutzen, die große Mehrheit wird - vor-
erst und auf überschaubare Zeit - mit der Angst vor Arbeitslosig-
keit und sozialem Abstieg und mit der Entwurzelung aus ange-
stammten sozialen Milieus konfrontiert sein.
Der Individualisierung der Lebensstile im Westen kontrastiert
scharf eine neue Form der Kollektivierung im Osten. Anstelle
ideologisch motivierter und politisch durchgesetzter sozialer und
kultureller Homogenisierung ist, in Folge der ökonomischen Kri-
se, ein Prozeß der Entdifferenzierung und Nivellierung getreten.
Lebensweltliche Orientierungen geraten unter massiven Druck
der ökonomisch-sozialen Krise.
In Ostdeutschland kommt ein weiterer Faktor hinzu. Mit der staat-
lichen Einigung sind zwei völlig unterschiedlich strukturierte
Gesellschaften aneinandergekoppelt worden: Die Gesellschaft
der Bundesrepublik war durch die Ausdifferenzierung pluraler
Lebenstile und neuer sozialer Milieus, soziale und regionale Mo-
bilität und das Auseinanderdriften von Moderniserungsdynamik
und Lebenswelt gekennzeichnet. In der Gesellschaft der DDR
kontrastierte die nivellierte Sozialstruktur einer hierarchischen
Machtstruktur.
Vieles spricht dafür, daß die Probleme, die aus dem Demokrati-
sierungsprozeß in den post-kommunistischen Gesellschaften,
einschließlich Ostdeutschlands, erwachsen, sich in Zukunft en-
ger mit Krisenerscheinungen verknüpfen werden, die wir in den
westlichen Demokratien beobachten. Die Bundesrepublik
Deutschland bildet dabei ein besonders interessantes Beispiel,
weil sie sich eine post-kommunistische Gesellschaft inkorporiert
hat. Insofern steht sie vor einer doppelten Aufgabe: Sie muß die
Umstellungsprobleme der politischen Institutionen der alten
Bundesrepublik und die Anpassungskrise des „importierten“ In-
stitutionensystems in den neuen Bundesländern bewältigen.
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Diese aktuellen Schwierigkeiten werden noch verstärkt durch die
vielfältigen ungelösten Probleme aus den 80er Jahren. Bereits da-
mals waren ökonomische, soziale und politische Krisensympto-
me erkennbar, die mit erheblichen sozialen Kosten verbunden wa-
ren. Die Stichworte lauteten: Dauerarbeitslosigkeit als Massen-
phänomen, Krisen in angestammten Schlüsselindustrien, „Zwei-
drittelgesellschaft“, Krise des Wohlfahrtsstaates, Ineffizienz
staatlicher Interventionspolitik usw.22 Wolfgang Zapf hat diese
komplexen Zusammenhänge als „Umstellungs- und Selektions-
krise“ gekennzeichnet.23

Beide sind noch nicht beendet. Die Umstellungskrise betrifft
verschiedene Bereiche: Branchen und Regionen, das bestehende
System der Arbeitsteilung, das durch einen neuen Schub tech-
nisch-technologischer Innovationen, vor allem im Bereich der In-
formations- und Produktionstechnologien umgestaltet wird, das
Verhältnis von Arbeit und Freizeit, Erwerbs- und Familienarbeit,
Veränderungen in der Gestaltung einzelner Lebensphasen (z. B.
Hausfrauenrolle, Pensionierungsschock) und Lebensbereiche.
Die Selektionskrise zeigt sich vor allem in „Ungleichheiten in den
verfügbaren Ressourcen und Kompetenzen, die im Wachstum
verdeckt geblieben waren.“24 Daraus entsteht, so Zapf, neue Seg-
mentation, deren problematischstes Element die Dauerarbeitslo-
sigkeit ist.
Diese ökonomischen und sozialen Krisenfaktoren schlugen in
den Bereich des Politischen durch. Das korporativ-verbandliche
Ordnungsmodell der Bundesrepublik geriet in die Diskussion.
Dies Modell beruht auf der Anerkennung des Status und der Be-
rechtigung des des Partners und einem faktischen Vertretungs-
monopol organisierter Gruppen bei der Aushandlung von Ent-
scheidungen und der Beilegung von Interessenkonflikten, und
stellt damit einen Verhandlungsmodus zur Verfügung, der es
ermöglicht, relativ dauerhafte und stabile Kompromisse zu er-
reichen, zu implementieren und in besonderer Weise die Interak-
tion und die Allokation von Ressourcen zwischen einer Gruppe
privilegierter Akteure zu regeln. 
Einige der kollektiven Akteure begannen bereits in den späten
80er Jahren, die Grundlagen dieses Modells in Frage zu stellen. 
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Die Debatte über Deregulierung oder die wachsenden Schwie-
rigkeiten der verbandlichen Partner, ihre Mitgliedschaft in Zeiten
einer schnellen, krisenhaften Veränderung der ökonomischen und
sozialen Rahmenbedingungen auf längerfristige strategische Zie-
le festzulegen,25 stellen die Frage nach der zukünftigen Entwick-
lung des Systems organisierter Interessenvermittlung.
Gegenwärtig ist in der Bundesrepublik dieses über Jahrzehnte
funktionierende, die ökonomische, soziale und politische Stabi-
lität der alten Bundesrepublik wesentlich prägende Ordnungs-
modell ernsthaft in Frage gestellt. Dies deutete sich bereits in der
geringen Bereitschaft ostdeutscher und westdeutscher Investoren
und Unternehmer an, sich den ostdeutschen Arbeitgeberver-
bänden anzuschließen und hat in der Auseinandersetzung in der
ostdeutschen Metallindustrie um die vorzeitige Kündigung der
geltenden Tarifverträge durch die Arbeitgeber einen ersten Höhe-
punkt erreicht. 
Es besteht die Gefahr, daß die ökonomischen Krisenerschei-
nungen im Osten und die strukturelle Schwäche eines Akteurs,
nämlich der Gewerkschaften, genutzt werden, um die Verrege-
lung industrieller Arbeitsbeziehungen im Westen zu ändern. 
Damit wäre aber mehr erreicht, als eine nachhaltige Schwächung
der Gewerkschaften. Das korporative Interessenvermittlungs-
system, in dem funktional differenzierte Verbände einen quasi-
öffentlichen Status und ein faktisches Vertretungsmonopol erhal-
ten, wäre insgesamt in Frage gestellt. 
Dies ist nur ein Bereich, neben anderen, in dem erkennbar wird,
daß mit der staatlichen Einheit zwei Teilgesellschaften miteinan-
der verbunden worden sind, in denen höchst unterschiedliche Er-
wartungen und Anforderungen an die Politik formuliert werden
und der Prozeß der Interessenartikulation und -aggregation nach
verschiedenen Mustern vor sich geht.
Während in der alten Bundesrepublik, wie in den meisten west-
lichen Industriegesellschaften, seit den frühen 70er Jahren neue
Themen wie Umweltpolitik, Familienpolitik, Gleichberechti-
gung der Frau oder Rechte von Minderheiten eine erhebliche Rol-
le spielten und sich u. a. in der Neuformierung des Parteien-
systems und der politischen Programmatik der Parteien nieder-
schlugen, sind die Notwendigkeiten in Ostdeutschland, wie in den
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post-kommunistischen Ländern generell, eher denen der Nach-
kriegszeit vergleichbar: Auf der Tagesordnung stehen der wirt-
schaftliche Wiederaufbau, der Aufbau leistungsfähiger Institu-
tionen und die Etablierung eines Systems sozialer Sicherung.
Dies bedeutet, daß in Ostdeutschland eher klassische Dimensio-
nen wohlfahrtsstaatlicher Politik abgefordert werden, die sich,
weder im parlamentarischen Raum, noch in den Parteien oder
Interessenverbänden als anschlußfähig an die Interessenkonstel-
lationen der alten Bundesrepublik erweisen. 
Die Konfliktlinie zwischen „alter“ und „neuer“ Politik,27 die sich
durch die politische Auseinandersetzung der alten Bundesrepu-
blik zog, hat eine zusätzliche regionale Dimension bekommen: In
Ostdeutschland wird es für mindestens ein Jahrzehnt vor allem
um „alte“ Politik gehen. 
Da dies etwa ein Fünftel der gesamtdeutschen Wählerschaft
tangiert, sind die Rückwirkungen auf Politik, Programmatik und
denkbare Koalitionsneigungen der Parteien unvermeidlich. Be-
reits jetzt sind die organisierten Interessengruppen unmittelbar
davon betroffen. Sie müssen sowohl in ihren Binnen- als auch in
ihren Außenbeziehungen zu den anderen Partnern des korporati-
ven Gefüges auf ganz neue Art die Notwendigkeiten „klassi-
scher“ Wirtschaftspolitik und Wohlfahrtsstaatlichkeit mit subsi-
diärer Dezentralisierung und Deregulierung verbinden - eine
kaum lösbare Aufgabe.
In einer Zeit, in der der wachsende Staatsinterventionismus selbst
von den traditionellen Verfechtern des Sozialstaats als Problem
erkannt wird, muß der Staat massiv (direkt oder indirekt) inter-
venieren, um die Folgen einer Deindustrialisierung und des Zu-
sammenbruchs der Agrarwirtschaft wenigstens einigermaßen
aufzufangen.
Die Forderung nach staatlicher Intervention wird nicht unwe-
sentlich durch alte Erwartungshaltungen und die Hoffnung auf
die Steuerungsfähigkeit des Staates mitbestimmt. Der Effekt ist
eine Ausweitung der staatlichen Agenda, die angesichts der wirt-
schaftlichen Rezession, der Verschuldung der öffentlichen Haus-
halte und der Notwendigkeit zu interner Umverteilung auch auf
die Bereiche des Sozialstaats negativ zurückwirkt, die bislang re-
lativ leistungsfähig waren. Damit entstehen und verfestigen sich
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bereits bestehende Konflikte, die erneut entlang der Ost-West-Li-
nie angesiedelt sind.
Andererseits existiert für Ostdeutschland mit der alten Bundes-
republik  ein  Akteur,  der  -  vergleichbar  den  westlichen  Be-
satzungsmächten in der Nachkriegszeit - sowohl ein Demokratie-
modell als auch erhebliche finanzielle Mittel und Personal zur
Verfügung stellt, um den demokratischen Neuaufbau möglichst
reibungslos zu gestalten.
Um die These zuzuspitzen: Die in Ostdeutschland häufig vertre-
tene Meinung, die „Abwicklung“ der DDR sei der Entscheidung
der „Sieger“ zuzuschreiben, hat ihre Berechtigung, wenn man
hinzufügt, daß diese Entscheidung auf dem in demokratischen
Wahlen manifestierten Willen der Bevölkerung beruhte. Ironi-
scherweise bot dieses „Siegerverhalten“ der Westdeutschen der
ehemaligen DDR als einzigem post-kommunistischen Staat die
Chance, den Transitionsprozeß in relativ kurzer Zeit hinter sich
zu bringen: durch die Inkorporation in eine alles in allem funk-
tionierende Demokratie und eine soziale Marktwirtschaft.

6. Neukonstituierung der Bundesrepublik?

Während die meisten anderen post-kommunistischen Gesell-
schaften noch mit dem ökonomischen Umbau, grundlegenden
Verfassungsfragen, Institutionenbildung, der Nationenbildung
und der Neuorientierung auf dem Felde der Außen- und Sicher-
heitspolitik beschäftigt sind, waren die Grundentscheidungen in
Ostdeutschland zwischen November 1989 und dem 3. Oktober
1990 gefallen. Es sind die Folgen dieser Grundentscheidungen,
wie z. B. der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion, die die
gegenwärtigen Probleme verursachen. Es führt kein Weg an der
Einsicht vorbei, daß mit dem 3. Oktober 1990 nicht nur die DDR
aufgehört hat zu existieren, sondern auch die alte Bundesrepublik
Deutschland. Nichts Geringeres steht heute auf der Tagesordnung
der Politik, als die Neukonstituierung des politischen Gemein-
wesens der Bundesrepublik Deutschland.
Es geht, um eine Unterscheidung von David Easton aufzuneh-
men, um die Bestimmung der Grundzüge der neuen politischen
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Gemeinschaft und der neuen politischen Ordnung. In allen Tran-
sitionsgesellschaften steht neben der Institutionenbildung und der
Rekonstruktion der Nationalstaaten die Vergewisserung über die
normativen Grundlagen der neuen Gesellschaft auf der Tages-
ordnung. Dies geschieht gemeinhin, und auch in den anstehen-
den Debatten, im Rahmen einer Verfassungsdiskussion. Daher
haben diese normativen Fragen zwangsläufig einen hohen Stel-
lenwert. 
Diese Argumentation bedeutet nicht, einem Gründungsmythos
anheim zu fallen, wie er - insbesondere in der Linken - im Zu-
sammenhang mit den Revolutionen von 1989 und ihren Folgen
verbreitet war und z. T. noch ist. Die emphatische Beschwörung
der verfassungsgebenden Gewalt des Volkes, des pouvoir consti-
tuante, die allen verfaßten Gewalten vorausgehe und diese erst
hervorbringe, und der Verfassungsgebung als einem „säkular-
religiösen Akt der ,creatio ex nihilo‘“28, trifft kaum den Kern der
gegenwärtigen Probleme.
Mit Carl Joachim Friedrich kann dieser Argumentation ent-
gegengehalten werden, daß die Vorstellung, die Gründung einer
politischen Ordnung sei die Quelle aller echten Autorität,29 ihren
Ursprung nicht in der Wirklichkeit hat. Sie wurzelt vielmehr in
den Mythen, die sich um ein solches Gründungserlebnis ranken
und in denen die Interessen, Werte und Überzeugungen der neuen
Ordnung (aber wohl auch derer, die im Gründungsprozeß an den
Rand gedrängt wurden) zum Ausdruck kommen. „Es ist mit an-
deren Worten die neue Ordnung selbst und nicht deren Gründung,
die die Grundlage der neuen Autorität bildet.“30

Friedrich führt die Schwierigkeiten, die in der Vergangenheit eine
realistische Einschätzung des Gründungsprozesses politischer
Ordnungen verhindert hätten darauf zurück, daß man zwischen
politischer Gemeinschaft und politischer Ordnung nicht klar un-
terschieden habe.
„Politische Gemeinschaften werden nicht gegründet; sie bilden
sich im Verlauf eines Prozesses ... allmählich heraus. Es ist allein
die politische Ordnung einer solchen Gemeinschaft, die eines
Gründungsaktes bedarf, oder, wie es in der Rechtssprache heißt
,instituiert‘ werden muß ... Revolutionen, die eine alte Ordnung
zerstören, bilden daher zugleich auch den Auftakt für die Grün-
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dung einer neuen Ordnung; die Gemeinschaft dagegen kann zu
einem großen Teil in ihrer alten Form weiterbestehen.“ Allerdings
würde das Ausmaß an Veränderungen, die eine Revolution für die
Gemeinschaft mit sich bringe, zugleich auch das Ausmaß an
Neuerungen mitbestimmen, die für die neue politische Ordnung
erforderlich seien.
Die Revolutionen von 1989 unterscheiden sich radikal von der
amerikanischen oder der französischen Revolution, die zwar eine
politische Ordnung stürzten, die soziale Gemeinschaft aber weit-
gehend unangetastet ließen. Ähnlich radikal wie in der russischen
Revolution von 1917 - aber mit demokratischen Mitteln - wurde
in den kommunistischen Ländern der alten politischen Gemein-
schaft der Boden entzogen, einer Gemeinschaft, die auf der politi-
schen Vergesellschaftung durch die marxistisch-leninistische Par-
tei und dem Staatseigentum an den Produktionsmitteln beruhte.
Was jedoch bleibt, sind die Wrackstücke dieser Gemeinschaft,
„vagabundierende“ soziale Gruppen und Individuen, die ihren
Ort in der Gesellschaft, der politischen Gemeinschaft und ihre
Haltung zur politischen Ordnung neu bestimmen müssen. Das be-
deutet, daß die politische Ordnung auf einer sehr schwachen, in
eruptiver Bewegung befindlichen sozialen Gemeinschaft aufruht.
Friedrich verweist darauf, daß die Gründung einer politischen
Ordnung voraussetzt, daß die Bürger bereit sind, eine solche
Gründung zu akzeptieren.32

Akzeptanz kann verschieden motiviert sein. Sie kann bedeuten,
aus Opportunimus oder Einsicht, sich in die Verhältnisse zu fü-
gen,  ihr kann aber auch ein sozialer und politischer Lern- und
Adaptionsprozeß zugrunde liegen, oder sie kann das Ergebnis
normativer Übereinstimmung mit den Werten und Zielen einer
politischen Ordnung bedeuten.
Die Funktionsfähigkeit freiheitlicher Demokratien basiert we-
sentlich auf ihren verfassungsmäßigen Grundlagen, auf dem in
Verfassungen normierten institutionellen Gefüge und auf den dort
kodifizierten Verfahren. Aber sie beruht auch auf der sozialen Ge-
stalt der Gesellschaftsordnung und den Werten und Normen, de-
nen sich die Bürger verpflichtet fühlen. Diese normative Identi-
fizierung mit der politischen Ordnung wird im allgemeinen als
Grundlage ihrer Legitimität angesehen. Da in einer säkularisier-
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ten Gesellschaft die Legitimationsgrundlagen von Macht und
Herrschaft wesentlich vom Handeln der politischen Akteure und
der Leistungsfähigkeit der Institutionen abhängen, gibt es keine
Garantie dafür, daß politische Institutionen auch bei radikalen
Veränderungen, wie sie z. B. fundamentale Wechsel in den Werte-
haltungen der Bürger darstellen, oder wie sie im Zuge der Inkor-
poration eines anderen Gesellschaftstypus in die eigene Gesell-
schaft auftreten, ihren Legitimitätsanspruch bewahren können.33

Selbst das erforderliche Mindestmaß an Loyalität ist nicht selbst-
verständlich gesichert.34

Legitimität ist in den Transitionsgesellschaften noch nicht vor-
handen, selbst die Loyalität ist gefährdet. Was es allenfalls gibt,
ist „compliance“, im Sinne eines fügsamem Einverständnisses
mit der veränderten Situation. 
Guiseppe di Palma spricht in einem Essay über die demokrati-
schen Transitionen davon, daß eine breite Konversion („wide-
spread popular conversion“),35 genüge, um die Transition zur De-
mokratie einigermaßen zu sichern. Ein minimalistischer Blick auf
das Problem der Legitimität sei ausreichend. Transitionen vom
Kommunismus seien „transitions from the top“. Dies sei mehr als
plausibel, wenn man die Rolle bedenke, die die regierenden Par-
teien im alten System gespielt haben. Von daher sei nicht zu er-
warten, daß breite Schichten der Bevölkerung mit den Werten und
Zielen der Demokratie vertraut seien. Allerdings seien die aus der
Herrschaft der Kommunisten erwachsenen kulturellen Hinder-
nisse auch nicht unüberwindbar: Die ehemaligen kommunisti-
schen Eliten seien möglicherweise nicht „resozialisierbar“, ihr
Eigeninteresse gebiete aber eine Anpassung an die neuen Ver-
hältnisse. Einer der entscheidenden inneren Faktoren sei das Aus-
maß, in dem die Bürger über Dekaden der kulturellen Isolation
und sozialistischen Sozialisation widerstanden hätten und nun
von westlichem Lebensstil und westlichen Wertvorstellungen fas-
ziniert seien.
Da es den Kommunisten, anders als vielen Rechts-Diktaturen
nicht gelungen sei, Formen einer semipluralistischen Kooperati-
on zwischen Regime und Gesellschaft zustandezubringen, sei
jetzt eine veritable massenhafte Konversion zur Demokratie zu
beobachten. Dies genüge als Legitimationsgrundlage.36
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Ist es nicht gleichwohl besser, wenn die neuen Demokratien auf
der Legitimitätsgeltung durch ihre Bürger beruhen? Guiseppe di
Palma verneint: Legitimität in ihrer anspruchsvolleren Bedeutung
sei ebenso rar, wie unnötig. Auch ohne sie seien die neuen De-
mokratien nicht ernsthaft gefährdet, da jede attraktive Alternati-
ve fehle und das Maß der Erwartungen darauf, was die Demo-
kratie erreichen könne und wolle, steige.37 Diese Einschätzung
aus dem Jahre 1990 muß wohl inzwischen modifiziert werden.
Gegen diese Argumentationsfigur, die den Charme eines ge-
wissen Pragmatismus für sich hat - hinter dem sich ihr unter-
liegender normativer Gehalt (Demokratie als unausweichliches
Ergebnis) verbirgt - ist vor allem einzuwenden, daß mit einer
„Konversion“ alter Führungsgruppen zur Demokratie und mit der
Akzeptanz formaler Verfahren, die für das Funktionieren und die
Überlebensfähigkeit von Demokratien unabdingbaren allgemein
akzeptierten Wertorientierungen und Verhaltensmuster nicht mit-
geliefert werden.
Die Erfahrungen mit Demokratisierungsprozessen nach dem II.
Weltkrieg zeigen, daß dies ein langwieriger Prozeß ist, der jedoch
erheblich erleichtert wird, wenn die neue politische Ordnung auf
einer bewußten Wertentscheidung der Bürger gründet. Dazu aber
bedarf es sozialer und kultureller Rahmenbedingungen, die eine
solche Wertentscheidung erst ermöglichen. Und es bedarf des er-
kennbaren politischen Willens, eine Konversion zur Demokratie
zu akzeptieren und zu honorieren. Bisher hat die Bundesrepublik
noch nicht erkennen lassen, daß sie zu einer ähnlichen sozialen
und politischen Integrationsleistung wie nach 1945 bereit ist.
Davon wird entscheidend abhängen, wie die Demokratie in der
neuen Bundesrepublik gesellschaftlich verankert sein wird.
Der Historiker und Altphilologe Donald Kagan vertritt die Auf-
fassung, daß der dauerhafte Erfolg der Demokratie von drei Be-
dingungen abhängig ist:
„Erstens braucht es dazu eine Reihe funktionierender Institutio-
nen, zweitens eine Bürgerschaft, die über Einsicht in die Prinzi-
pien der Demokratie verfügt oder jedenfalls einen der demokra-
tischen Lebensweise entsprechenden Charakter ausgebildet hat,
und drittens eine qualifizierte Führung, zumindest in kritischen
Augenblicken. Gelegentlich ist diese dritte Bedingung die wich-
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tigste und kann sogar Schwächen bei den anderen beiden Bedin-
gungen wettmachen.“38

Die gegenwärtige Konstellation ist dadurch gekennzeichnet, daß
das Institutionensystem an Leistungsdefiziten leidet und daß es
für die Probleme der Transitionsgesellschaft im Osten Deutsch-
lands nur bedingt anschlußfähig ist. Die Bereitschaft der Bürger,
sich im Rahmen verfaßter Beteiligungsformen zu aktivieren,
sinkt. Es ist ein postdiktatorischer Antiinstitutionen-, Antipartei-
en- und Antimobilisierungseffekt zu beobachten, der noch durch
die geringe Bereitschaft im Westen, spezifische Erfahrungen und
Verhaltensweisen aus dem Osten zu akzeptieren, verstärkt wird.
Die politischen Führungsschichten schließlich verhalten sich wie
in einem Filmtitel von Alexander Kluge: „Die Artisten in der Zir-
kuskuppel - ratlos“.
Demokratie nach dem Ende des Kommunismus? Das Fazit bleibt,
wie könnte es anders sein, zwiespältig. Ich schlage vor, dem Rat
von Gabriel A. Almond zu folgen, der Ende der 60er Jahre mein-
te, die Politikwissenschaftler möchten sich, wenn sie „die Viel-
falt und Instabilität der heutigen politischen Systeme betrachten,
- getreu der Tradition der Aufklärung - ihre Hoffnung auf den all-
gemeinen Sieg der Demokratie bewahren; wir können aber wohl
kaum annehmen, daß dieses Ziel in absehbarer Zeit erreicht sein
wird.“39
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